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Entspannung und Abrüstung im Kalten Krieg
ZEITGESCHICHTE: Schlussakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa unterzeichnet – Der KSZE-Prozess und die Auswirkungen in Ost und West

VON ROLF STEININGER (*). ..................................................

Am 1. August 1975 unter-
zeichneten 35 Staats- und

Regierungschefs aus Europa,
den USA und Kanada in Helsin-
ki die sogenannte Schlussakte
der „Konferenz für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Euro-
pa“ (KSZE). Das bekannteste
Bild jener Zeremonie zeigt die
Regierungschefs der Bundesre-
publik und der DDR, Helmut
Schmidt und Erich Honecker,
nebeneinander, dann US-Präsi-
dent Gerald Ford und Öster-
reichs Bundeskanzler Bruno
Kreisky. Diese Sitzordnung folg-
te dem französischen Protokoll
und der französischen Bezeich-
nung der Teilnehmerländer.

Diese „Schlussakte“ war das
Ergebnis von zwei Jahren Ver-
handlungen von 400 Diploma-
ten aus 35 Ländern in 2341 Sit-
zungen. Es umfasste 100 Seiten;
ihr Inhalt war – einem österrei-
chischen Vorschlag folgend – in
„Körbe“ aufgeteilt.

In Korb 1 ging es um eine
Grundsatzerklärung im Hin-
blick auf territoriale Integrität
und Unverletzlichkeit der Gren-
zen.

In Korb 2 um Zusammenar-
beit in den Bereichen Wirt-
schaft, Wissenschaft, Technik in
Europa.

In Korb 3 um freien Austausch
von Menschen, Informationen
und Meinungen und für Journa-
listen freien Zugang zu Presse-,
Rundfunk- und Fernsehinfor-
mationen.

Der finnische Staatspräsident
Urho Kaleva Kekkonen sprach
in seiner Eröffnungsrede von ei-
nem Wendepunkt in der Ge-
schichte Europas: „Wir haben
allen Grund zu glauben, dass ei-

ne neue Ära in unseren gegen-
seitigen Beziehungen anbricht
und dass wir zu einer Reise
durch Entspannung zu Stabilität
und dauerhaftem Frieden auf-
gebrochen sind.“

Mit am wichtigsten für die Zu-
kunft der KSZE waren aber wohl
die Äußerungen des Generalse-
kretärs des ZK der KPdSU, Leo-
nid Breschnew. Er warnte, dass
niemand versuchen dürfe, „auf-
grund der einen oder anderen
außenpolitischen Erwägung an-
deren Völkern vorzuschreiben,
wie sie ihre inneren Angelegen-
heiten zu ordnen haben. Das
Volk eines jeden Staates – und
nur das Volk – hat das souveräne
Recht, seine inneren Angelegen-
heiten selbst zu regeln, seine in-
nerstaatlichen Gesetze selbst zu
verabschieden“.

Nicht überall stieß das, was da
in Helsinki unterschrieben wor-
den war, auf Gegenliebe. In den
USA sorgten sich Bürger balti-
scher Abstammung, dass mit
dem Bekenntnis zur Unverletz-
lichkeit der Grenzen die Annexi-
on Estlands, Lettlands und Li-
tauens durch die Sowjetunion
im Jahre 1940 endgültig besie-
gelt sei.

Alexander Solschenizyn, der
1974 aus der Sowjetunion aus-
gebürgert worden war, warf dem
amerikanischen Präsidenten
Gerald Ford vor, mit seiner Un-
terschrift „die Völker Osteuropas
zu verraten“.

Kaliforniens Gouverneur Ro-
nald Reagan, der seine Kandida-
tur für die Präsidentschaftswahl
1976 gegen Ford vorbereitete,
stellte die Vereinbarung mit den
kommunistischen Regimes als
etwas völlig Unamerikanisches
dar: „Ich bin dagegen, und ich
denke, dass alle Amerikaner da-

gegen sein sollten.“
In einem Entschließungsan-

trag der CDU/CSU Bundestags-
fraktion wurde die Bundesregie-
rung aufgefordert, das Doku-
ment nicht zu unterzeichnen;
dessen maßgebliche Inhalte
würden einer „weltweiten Täu-
schung über die wahre Sicher-
heitslage in der Welt“ dienen.
Entspannungspolitik sei nach
östlicher Auffassung ein offensi-
ves, ein expansives, ein aggressi-
ves Konzept, und dem „stellt der
Westen nichts entgegen, nichts,
was damit vergleichbar wäre“,
wie der Fraktionsvorsitzende
Karl Carstens den Antrag vom
12. Juli 1975 im Bundestag be-
gründete.

Hinter verschlossenen Türen
des Kreml wurde damals auch

Kritik laut, allerdings aus ganz
anderen Gründen. Der langjäh-
rige Botschafter der Sowjetuni-
on in den USA, Anatoly Dobry-
nin, berichtet in seinen Erinne-
rungen, dass viele Mitglieder
des Politbüros „schwere Beden-
ken“ gehabt hätten, internatio-
nale Verpflichtungen einzuge-
hen, „die den Weg zu auswärti-
ger Einmischung in unser politi-
sches Leben öffnen konnten“.

Die zum Teil sehr wider-
sprüchlichen zeitgenössischen
Äußerungen und die spätere
Entwicklung kann man besser
verstehen, wenn man sich die
lange Vorgeschichte dieser Kon-
ferenz anschaut. Es fing im
Grunde bereits 1954 an, als die
Sowjetunion eine europäische
Sicherheitskonferenz vorschlug.

Moskau ging es von Anfang an
um die Festschreibung der euro-
päischen Nachkriegsordnung –
das wurde Korb 1 – und um
Wirtschaftsinteressen – Korb 2,
dem Westen um Korb 3.

Im Grunde war damit das Er-
gebnis der Konferenz ein
Tauschgeschäft: Korb 1 und 2
für Korb 3, wobei der sowjeti-
sche Verhandlungsführer Men-
delewitsch die Position Moskaus
klarmachte, nämlich: „Die So-
wjetunion wird die Schlüssel des
Hauses nie aus der Hand geben,
nie eine Gefährdung des Re-
gimes zulassen.“

Das wurde in den KSZE-Fol-
gekonferenzen in Belgrad
(1977–1979) und Madrid
(1980–1983) mehr als deutlich.
Die sowjetische Delegation trat

„unverhältnismäßig hart und
unflexibel“, auf, wobei sie die
„Härte ihrer Argumente bis zum
Schluss sukzessive steigerte“,
wie der deutsche Delegations-
leiter Per Fischer meinte.

Die Entspannungspolitik war
damit zwar zunächst geschei-
tert, aber trotzdem war die
KSZE-Schlussakte ein zentrales
Dokument, auf das sich die Bür-
gerrechtsbewegungen in Osteu-
ropa berufen konnten – und
blieb damit ein Katalysator für
die Hoffnung der Menschen auf
mehr Freiheit und Rechte dort.
Unabhängig davon hatte das
Verhältnis der Großmächte zu-
einander eine Reflexwirkung auf
den KSZE-Prozess – nicht umge-
kehrt. Das wurde besonders
deutlich seit 1985 mit Gorba-
tschow, dessen Politik letztlich
das Ende des Kalten Krieges ein-
läutete.

Die KSZE blieb bestehen. Im
Dezember 1994 beschlossen ih-
re 57 Mitglieder auf der Konfe-
renz in Budapest die Umbenen-
nung in „Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit
in Europa“ – OSZE – mit Sitz in
Wien. Wie wichtig sie nach wie
vor ist, wird besonders im aktu-
ellen Ostukraine-Konflikt deut-
lich, wo ihre Beobachter präsent
sind und über die Einhaltung
des Abkommens von Minsk in-
formieren. © Alle Rechte vorbehalten

(*) Univ.-Prof. Rolf
Steininger ist Emeri-
tus für Zeitgeschich-
te an der Universität
Innsbruck. Zu sei-
nen Forschungsge-

bieten gehören die Geschichte
Südtirols sowie die globale zeit-
geschichtliche Entwicklung.

VOR 40 JAHREN

Krankenversicherung unislamisch
JAKARTA (dpa). Führende islamische Geistliche
in Indonesien haben die 2014 eingeführte staat-
liche Krankenversicherung als unislamisch ab-
gelehnt. Das Programm verstoße gegen islami-
sche Prinzipien, da es Wucher zulasse. ©

Litauen zu Veto Moskaus: Russland hat etwas zu verbergen
KIEW/VILNIUS (APA/dpa). Die litauische Präsi-
dentin Dalia Grybauskaite hat das russische Veto
gegen ein UNO-Tribunal zum Abschuss des Pas-
sagierfluges MH17 über der Ostukraine als Zei-
chen für den fehlenden Aufklärungswillen Mos-

kaus gewertet. „Ich glaube, es ist ein klares Signal,
dass Russland versucht, die Untersuchung zu ver-
meiden“, sagte sie am Freitag in Vilnius. „Und es
zeigt, dass das Land etwas zu verbergen hat“, fügte
sie hinzu. ©

Kurden als Sündenböcke
KONFLIKT: Ankara biedert sich erneut dem Westen an – Umkehr von der bisherigen Syrien-Politik

VON HEINZ GSTREIN. ..................................................

ISTANBUL. In der Türkei
glaubt nun das Regime Erdo-
gan, mit den Kurden als Sün-
denböcken einen Ausweg aus
seinen inneren Nöten und der
Sackgasse von Ankaras bisher
islamistenlastiger Nahostpo-
litik gefunden zu haben. An-
kara war wegen seiner Ver-
weigerung der Teilnahme an
der Anti-IS-Koalition, ja sogar
recht offener Unterstützung
für den „Islamischen Staat“
auch innerhalb der NATO in
die Isolierung geraten.

Die Kurden stellten die einzigen
kampfstarken Bodentruppen
zur Unterstützung der interna-
tionalen Luftangriffe dar. Nun ist
aber die Rechnung des von sei-
nen Generälen dazu gedrängten
Tayip Erdogan aufgegangen,
dass die USA einer Gewinnung
der kompletten türkischen Mili-
tärmaschine gegen den IS den
Vorzug geben und die Kurden
kaltschnäuzig opfern würden.

Auch im Inneren der Türkei
schwimmt die zur relativen par-
lamentarischen Mehrheit ge-
schrumpfte Regierungspartei
AKP auf der antikurdischen Wel-
le wieder nach oben. Im Visier
hat sie gar nicht so sehr die ver-

einzelten Anschläge der Kur-
denpartisanen vom PKK, son-
dern die im Juni hinaufgewählte
Minderheiten- und Menschen-
rechtspartei HDP. Diese habe
das Erdoganlager entscheidend
geschwächt und damit dessen
Pläne für einen autoritären Prä-
sidialstaat vereitelt.

Das, und nicht ein paar Auf-
rührer sei der eigentliche kurdi-
sche Verrat an der türkischen
Staatsraison. Bei der außeror-
dentlichen Parlamentssitzung
dieser Woche fand sich dement-
sprechend auch eine regie-
rungsfähige antikurdische

Mehrheit aus AKP und Nationa-
listen (MHP) zusammen.

Vom bisher vorrangigen Ziel
der Türkei, einer Beseitigung des
Regimes von Damaskus, ist nun
plötzlich nicht mehr die Rede.
Die USA dürften Ankara klarge-
macht haben, dass dank dem
Atomabkommen mit Iran auch
dessen Schützling Assad Schon-
zeit hat. Dieser stellt sich inzwi-
schen auf die neue kurdenfeind-
liche Konstellation ein und ver-
bündet sich mit der Minderheit
gegen IS-Terrormilizen und tür-
kische Möchtegern-Invasoren.
Der Diktator soll den Kurden das

syrische Mesopotamien als au-
tonome Region nach dem Vor-
bild des irakischen Kurdistan
versprochen haben. Öffentlich
war in seiner letzten Rede von
der taktischen Aufgabe eines
Teiles des Staatsgebietes die Re-
de.

In der Praxis funktioniert die
frische Allianz zwischen Regie-
rungstruppen und den kurdi-
schen „Heimwehren“ (PYD)
schon erfolgreich: Jenseits vom
Euphrat haben sie den IS vertrie-
ben und erwarten nun eingeigelt
einen türkischen Angriff.

© Alle Rechte vorbehalten

Aufnahmestopp in Traiskirchen,
Regierung plant Verfassungsgesetz
WIEN/TRAISKIRCHEN (APA).
Wegen unzureichender hygieni-
scher Einrichtungen und völli-
ger Überfüllung ist für eines der
größten Flüchtlingslager in Ös-
terreich ein Aufnahmestopp
verfügt worden. Von der kom-
menden Woche an dürfe das
Erstaufnahmezentrum für Asyl-
werber in Traiskirchen bei Wien
bis auf Weiteres keine zusätzli-
chen Flüchtlinge beherbergen,
ordnete am Freitag der zustän-
dige Landeshauptmann von
Niederösterreich, Erwin Pröll
(ÖVP), an.

„Die medizinische und hygie-
nische Lage erfordert diese
Maßnahme“, erklärte Pröll,
nachdem er am Donnerstag ei-
ne gesundheitsbehördliche
Überprüfung des Lagers veran-
lasst hatte. Das rund 20 Kilome-
ter von Wien entfernte Lager

war ursprünglich für 1800
Flüchtlinge ausgelegt, derzeit
halten sich dort etwa 4500 Men-
schen auf. Nach Medienberich-
ten müssen Hunderte von ihnen
auf dem Boden schlafen, weil es
nicht genügend Betten gibt.

Derweil gab die österreichi-
sche Bundesregierung bekannt,
wegen der zunehmenden
Flüchtlingszahlen die Verfas-
sung ändern zu wollen. Damit
soll es für sie einfacher werden,
Flüchtlinge zwangsweise auf die
einzelnen Bundesländer zu ver-
teilen.

Zwar kein Jubel, aber immer-
hin Anerkennung kommt von
den Hilfsorganisationen in ers-
ten Reaktionen auf die Asyl-Plä-
ne der Regierung. ©

Schnappschuss von der Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte in Helsinki. Gerald R. Ford Library, Ann Arbor

Demonstration für die Kurdische Arbeiterpartei in Beirut. APA/epa/WAEL HAMZEH

Unhaltbare Zustände in Traiskirchen APA/epa/EINSATZDOKU.AT


